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Nationale Umsetzung der Richtlinie 91/414/EWG samt 
Anhängen1) 
Implementation of EC-Registration Directive 91/414/EEC and Annexes 
Von Volker Kaus 
Zusammenfassung 
Das Prinzip der gegenseitigen Anerkennung von Pflanzen-
schutzmittel-Zulassungen zwischen den EU-Mitgliedstaaten, 
wie in der Richtlinie 91/414/EWG vorgesehen, wird sich nur 
dann als ein praktikables Instrument entwickeln, wenn die natio-
nalen Zulassungsbehörden bei den Zulassungsanforderungen 
Alleingänge in Form extensiver Auslegung oder Ermessens-
ausübung der gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften vermeiden 
und sich gemeinschaftsweit konsensfähige Interpretationen am 
tatsächlichen Gefährdungspotential von Pflanzenschutzmitteln 
orientieren. Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ist in diesem 
Zusammenhang als Maxime jeglichen behördlichen Handelns zu 
beachten. 
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Stichwörter: EG-Zulassungsrichtlinie für Pflanzenschutzmit-
tel, nationale Zulassungen im Wege gegenseitiger Anerkennung, 
Zulassungsanforderungen, Verhältnismäßigkeitsprinzip 
Abstract 
The principle of mutual recognition of plant protection products 
authorizations between EU-member-states, as it is provided for 
1) Vortrag gehalten zur Sektion 43 „Rechtliche Rahmenbedingungen" anläß-
lich der 51. Deutschen Pflanzenschutztagung am 8. Oktober 1998 in 
Halle/Saale 
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in directive 9 l/414/EEC, will become a workable instrument 
only in the case that national authorization authorities do not un-
dertake solo efforts concerning authorization requirements in 
questions of interpretation or estimation of EU-law. They should 
find a community-wide agreement of interpretation, taking into 
account the potential risks of the plant protection product. Under 
this circumstances the proportional principle shall be the maxim 
of the efforts of the authorities. 
Key words: Council directive concerning the placing of plant 
protection products on the market, national authorizations by the 
way of mutual recognition, requirements for authorization, pro-
portional principle 
Das Zulassungsve1fahren für Pflanzenschutzmittel in der Eu-
ropäischen Union (EU) regelt die Richtlinie über das Inverkehr-
bringen von Pflanzenschutzmitteln (911414/EWG). Diese Richt-
linie ist im Juli 1991 in Kraft getreten und sollte bis Juli 1993 in 
den Mitgliedstaaten umgesetzt sein. Deutschland hat als letzter 
Mitgliedstaat mit der Novelle des Pflanzenschutzgesetzes, wel-
ches zum 1. Juli 1998 in Kraft getreten ist, die Richtlinie in na-
tionales Recht übernommen. 
Die „Basisrichtlinie" 91/414/EWG wird ergänzt durch insge-
samt sechs Anhänge. Anhang I soll die Wirkstoffe aufnehmen, 
die nach Prüfung unter Aufsicht der EG-Kommission gemein-
schaftsweit als „unbedenklich" für die Gesundheit von Mensch 
und Tier sowie die Umwelt anzusehen sind und deshalb in Pflan-
zenschutzmitteln Verwendung finden dfüfen. Anhang II enthält 
die Anforderungen an die Unterlagen zum Antrag auf Aufnahme 
eines Wirkstoffes in Anhang 1 und Anhang IlI die Anforderungen 
an die dem Antrag auf Zulassung eines Pflanzenschutzmittels 
beizufügenden Unterlagen. Die Anhänge IV und V sollen einmal 
mit Standardsätzen über besondere Gefahren und über Sicher-
heitshinweise gefüllt werden. Anhang VI enthält die Einheitli-
chen Grundsätze für die Bewertung von Pflanzenschutzmitteln. 
Dieser ist als Ratsrichtlinie 97 /57 /EG im September 1997 in 
Kraft getreten. 
Zulassungsverfahren nach der Richtlinie 91/414/EWG 
Die Richtlinie 911414/EWG statuiert nicht, wie man etwa mit ei-
nem Blick auf das Arzneimittelrecht insbesondere bei der Zulas-
sung ,,innovativer" Arzneimittel erwarten könnte, ein Zulas-
sungsverfahren dergestalt, daß eine einmal erteilte Zulassung au-
tomatisch in sämtlichen EU-Mitgliedstaaten gilt. Vielmehr legt 
die Richtlinie die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln in die 
Hände eines jeden Mitgliedstaates, die dieser für sein Hoheits-
gebiet zu erteilen hat. 
Die eigentlichen kommunitären Elemente der Richtlinie stel-
len die Wirkstoffpositivliste (Art. 5, 6 i.V.m. Anhang I), die ge-
genseitige Anerkennung von Zulassungen (Art. 10) und die Fest-
legung der Anforderungen an die vorzulegenden Unterlagen 
(Anhänge II, III) sowie der einheitlichen Bewertungsgrundsätze 
(Anhang VI) dar. Damit soll ein System zur Verfügung stehen, 
mit welchem der freie Warenverkehr zwischen den Mitgliedstaa-
ten grundsätzlich gewährleistet ist. 
Dieses System setzt zunächst voraus, daß ein Wirkstoff Auf-
nahme in Anhang I der Richtlinie 91/414/EWG gefunden hat. 
Hat ein Antragsteller dann für ein Produkt, welches (unterstellt) 
nur diesen einen Wirkstoff enthält, eine Zulassung in einem Mit-
gliedstaat unter Vorlage der gemäß Anhänge II und III geforder-
ten Unterlagen, die gemäß Anhang VI bewertet worden sind, er-
halten, sollen andere Mitgliedstaaten grundsätzlich verpflichtet 
sein, diese Zulassung auch für ihr Hoheitsgebiet anzuerkennen. 
Allerdings kann der Mitgliedstaat, der die Zulassung anerken-
nen soll, einwenden, daß die für die Anwendung des Pflanzen-
schutzmittels relevanten Bedingungen in bezug auf Landwirt-
schaft, Pflanzenschutz und Umwelt - einschließlich der Witte-
rungsbedingungen - in den betreffenden Gebieten nicht ver-
gleichbar sind. Er kann dann entweder die Zulassung mit Aufla-
gen verbinden oder gänzlich verweigern. 
In einem Verfahren gemäß Art. 10 Abs. 3 der Richtlinie 
91/414/EWG kann die EG-Kommission endgültig über die Ver-
kehrsfähigkeit des Produkts in dem jeweiligen Mitgliedstaat ent-
scheiden. 
Diese Ausführungen belegen bereits, daß das vorgesehene An-
erkennungsverfahren für Zulassungen in der praktischen Umset-
zung durchaus seine Tücken haben kann. 
Prämisse für die gegenseitige Anerkennung von 
Zulassungen 
Um das System der gegenseitigen Anerkennung von Zulassun-
gen für Pflanzenschutzmittel zwischen den Mitgliedstaaten als 
praktikables Instrument überhaupt funktionsfähig zu machen, ist 
grundlegende Voraussetzung die übereinstimmende Praktizie-
rung der gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben durch die nationa-
len Zulassungsbehörden. Nur absolutes gegenseitiges Vertrauen 
in die übereinstimmende Interpretation und Anwendung der EU-
Vorgaben zwischen den Zulassungsbehörden der Mitgliedstaaten 
kann die Gewähr dafür bieten, das eigentliche Ziel der Richtlinie 
911414/EWG im Falle der gegenseitigen Anerkennung von Zu-
lassungen, nämlich bereits durchgeführte Tests nicht noch ein-
mal durchführen zu müssen und so zu einer Beschleunigung des 
Zulassungsverfahrens zu gelangen, tatsächlich in die Tat umzu-
setzen. 
Nationale Zulassungsanforderungen 
Bezogen auf Deutschland ist insbesondere nach Inkrafttreten des 
neuen Pflanzenschutzgesetzes festzustellen, daß die in den Zu-
lassungsvoraussetzungen des Art. 4 der Richtlinie 911414/EWG 
sowie in den Bewertungsgrundsätzen des Anhangs VI vorhande-
nen Auslegungs- und Ermessensspielräume behördlicherseits 
teilweise nach eigenen Vorstellungen interpretiert werden. 
Beispiele hierfür sind u. a. 
die nationale Vorwegnahme der Altwirkstoffprüfung (vgl. Art. 
8 Abs. 2 der Richtlinie 911414/EWG) bei Anträgen auf erneute 
Zulassung, 
die Anforderungen für eine vorläufige Zulassung entspre-
chend einer „normalen" Zulassung bei Pflanzenschutzmitteln 
mit neuen Wirkstoffen, obwohl die Richtlinie 911414/EWG 
eine geringere Prüfungsintensität zuläßt, 
die fehlende Berücksichtigung des Nutzens eines Pflanzen-
schutzmittels unter Hinweis auf Anhang VI, obwohl nach der 
Basisrichtlinie 91/414/EWG, der Rechtsgrundlage für Anhang 
VI, der Nutzen bei der Zulassungsentscheidung ausdrücklich 
zu beachten ist, 
der BBA-Richtlinienentwurf über die Festlegung der Anwen-
dungshäufigkeiten im Zulassungsverfahren, in welchem die 
Wirksamkeitsprüfung bei Fungiziden anhand homologer 
Spritzfolgen vorgenommen und dann die homologe Spritz-
folge als entscheidende Anwendungshäufigkeit verbindlich 
definiert wird, 
der BBA/UBA-Richtlinienentwurf über die Testung von Lysi-
metersickerwässern auf die biologische Wirksamkeit nicht 
identifizierbarer Metabolite, der noch keinen Vorläufer in der 
EU hat. 
Bereits diese wenigen Beispiele hinsichtlich rein nationaler An-
forderungen, mit denen sich Deutschland von anderen Mitglied-
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staaten der EU abhebt und somit unterschiedliche Standards 
schafft, lassen den Schluß zu, daß damit die gegenseitige Aner-
kennung von Zulassungen zumindest wesentlich behindert wird. 
Zu bedenken ist in diesem Zusammenhang zum einen, daß 
sich das hohe Schutzniveau der Richtlinie 91/414/EWG an dem 
sehr hohen Schutzniveau des deutschen Pflanzenschutzgesetzes 
orientiert hat. Die Frage sei in diesem Zusammenhang gestattet, 
welche wissenschaftlichen Erkenntnisse dann die nationale Ten-
denz zu noch mehr Strenge rechtfertigen, wenn betroffene Pro-
dukte, die z.B. zur erneuten Zulassung anstehen und bisher in der 
praktischen Anwendung in keiner Weise unannehmbare Auswir-
kungen auf die Umwelt bzw. auf die Gesundheit von Mensch und 
Tier gezeigt haben, diesem neuen Maßstab unterworfen werden. 
Das deutsche Arzneimittelrecht z.B. geht in§ 5 Abs. 2 AMG von 
der „Bedenklichkeit" eines Produkts nur dann aus, wenn der „be-
gründete Verdacht" schädlicher Wirkungen besteht, die über ein 
nach den Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft vertret-
bares Maß hinausgehen und bei bestimmungsgemäßem Ge-
brauch eintreten können. 
Zu fragen ist zum anderen, ob es nicht im Sinne der Herstel-
lung der Funktionsfähigkeit des Systems der gegenseitigen An-
erkennung von Zulassungen in den EU-Mitgliedstaaten ange-
bracht wäre, nationales „Vorpreschen" zurückzustellen und die 
durch Interpretation des Wortlauts bzw. Ausgestaltung der Er-
messensspielräume der Richtlinie 91/414/EWG samt Anhängen 
geplanten Zulassungsanforderungen zumindest gemeinschafts-
weit abzustimmen, bevor sie Verwendung finden. 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit als begrenzender 
Faktor für nationale Zulassungsanforderungen 
Bei der Festlegung von Zulassungsanforderungen, die sich auf 
eine Interpretation des Wortlauts bzw. auf die Ausgestaltung von 
Ermessensspielräumen der Richtlinie 91/414/EWG i.V.m. deren 
Anhängen stützen, könnte der Grundsatz der Verhältnismäßig-
keit einen begrenzenden Faktor darstellen. 
Das Verhältnismäßigkeitsprinzip ist ausweislich der Recht-
sprechung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) ein allgemei-
ner Rechtsgrundsatz der Gemeinschaft, der zu den Grundrechten 
wie auch generell zur Verwirklichung der Vertragsziele als der 
Schlüssel des gemeinschaftlichen Grundrechtsschutzes bezeich-
net werden kann. Er ist das maßgebliche Gestaltungsprinzip un-
ter anderem für die Verwaltung bei der Zuordnung von z. B. 
grundrechtlichen Individualgarantien. Zentrale Bedeutung hat er 
gerade für die Verwirklichung von Individualrechten im Rahmen 
der Grundfreiheiten, wo er letztlich die Grenze zulässiger Ein-
griffe bestimmt. Die Rechtmäßigkeit eines Eingriffs hängt davon 
ab, daß die Maßnahme zur Erreichung der mit der fraglichen Re-
gelung zulässigerweise verfolgten Ziele geeignet und e1forder-
lich ist. Dabei ist, wenn mehrere geeignete Maßnahmen zur Aus-
wahl stehen, die am wenigsten belastende zu wählen. Ferner 
müssen die verursachten Nachteile in angemessenem Verhältnis 
zu den angestrebten Zielen stehen. Weiterhin spielt der Grund-
satz der Verhältnismäßigkeit als selbständiger Gerechtigkeits-
bzw. Billigkeitsmaßstab eine wichtige Rolle (PERNICE zu § 164 
EGV Rn. 101, 102). 
Grundlegend für den EuGH in seiner Grundrechtsrechtspre-
chung ist, daß die „veifassungsrechtlichen" Gewährleistungen 
der Gemeinschaft von den Verfassungsüberlieferungen der Mit-
gliedstaaten getragen werden. Daher kann keine Maßnahme als 
rechtens anerkannt werden, die unvereinbar mit den von den Ver-
fassungen der Mitgliedstaaten anerkannten und geschützten 
Grundrechten, die untrennbar mit dem Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit verbunden sind, ist (vgl. EuGH Rs. 265/87, Sehräder, 
Slg. 1989, S. 2267, 2268). 
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In einem Urteil vom 2. 4. 1998 hat der EuGH (Az.: C-127/95 
- EuZW 1998, S. 721) in bezug auf die Relevanz des Grundsat-
zes der Verhältnismäßigkeit für den Bereich der Zulassung von 
Tierarzneimitteln folgende Feststellung getroffen: 
Ist in der Zulassungsrichtlinie keine abschließende Regelung 
getroffen und wird der nationalen Zulassungsbehörde eine Er-
messensentscheidung gestattet, hat sie im Hinblick auf den 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu p1üfen, ob die Angaben 
oder Unterlagen im konkreten Fall verlangt werden dü1fen. Der 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit im Gemeinschaftsrecht ist 
nur dann gewahrt, wenn die gewählten Mittel zur Erreichung des 
angestrebten Zwecks geeignet sind und das Maß des hierzu Er-
forderlichen nicht übersteigen. 
Weiterhin führt das Gericht aus, daß es der nationalen Zulas-
sungsbehörde nicht erlaubt sei, andere Angaben und Unterlagen 
als die ausdrücklich in der Zulassungsrichtlinie aufgeführten und 
beschriebenen zu verlangen. 
Übertragen auf die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln er-
gibt sich aus den zitierten Aussagen des EuGH, daß sich natio-
nale Zulassungsbehörden an die Vorgaben der für sie relevanten 
Richtlinie halten müssen und bei Ermessensspielräumen diese 
nicht allein nach ihren nationalen Vorstellungen ausfüllen dür-
fen. Über allem steht der EU-Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, 
der es ermöglichen soll, die vom Gemeinschaftsrecht vorgege-
benen Ziele im Sinne der Gemeinschaft verwirklichen zu kön-
nen. 
Da die Grundrechte und der Grundsatz der Verhältnismäßig-
keit von den Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten ge-
tragen sein müssen, vermögen daher insbesondere Art und Weise 
der jeweiligen nationalen Umsetzung und Anwendung der Richt-
linie 91/414/EWG samt Anhängen wesentliche Anhaltspunkte 
für den im Pflanzenschutzsektor anzulegenden gemeinschafts-
rechtlichen Verhältnismäßigkeitsmaßstab zu liefern. Von unver-
hältnismäßigen Anforderungen ist folglich im Falle von national 
geforderten Angaben und Unterlagen auszugehen, wenn ge-
meinschaftsweit streitig ist, ob diese überhaupt geeignet und er-
forderlich sind, um das Produkt „noch besser" beurteilen zu kön-
nen. 
Wie festgestellt, ist das eigentliche kommunitäre Element der 
Richtlinie 91/414/EWG die gegenseitige Anerkennung von 
Pflanzenschutzmittel-Zulassungen. Um dieses Ziel erreichen zu 
können, zwingt der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit dazu, na-
tionale Alleingänge zu unterlassen. Aufgrund Interpretation des 
Wortlauts der Richtlinie oder Nutzung vorhandener Ermessens-
spielräume denkbare Maßnahmen dürfen danach nur bei Kon-
sens auf Gemeinschaftsebene national durchgeführt werden. 
Im Ergebnis gibt damit erst die Anwendung des Grundsatzes 
der Verhältnismäßigkeit auf Gemeinschaftsebene dem Instru-
ment der gegenseitigen Anerkennung von Pflanzenschutzmittel-
Zulassungen zwischen den Mitgliedstaaten der EU einen Sinn. 
Allgemeine Gültigkeit des Grundsatzes der Verhält-
nismäßigkeit bei Zulassungsanforderungen 
Im Zusammenhang mit der Diskussion des Grundsatzes der Ver-
hältnismäßigkeit ist weiterhin zu beachten, daß dieser als allge-
meiner Rechtssatz der Gemeinschaft nicht nur bei nationalen Zu-
lassungsanforderungen, sondern selbstverständlich auch bei der 
Beurteilung der Zulässigkeit von gemeinschaftsweit abgestimm-
ten Zulassungsvoraussetzungen bestimmendes Element sein 
muß. Hier sei darauf hingewiesen, daß der Grundgedanke der 
Richtlinie 91/414/EWG deijenige der Gefahrenabwehr und nicht 
der Vorsorge ist. Folglich können daher auch an reinen Vorsor-
gegesichtspunkten orientierte Anforderungen vor dem Grund-
satz der Verhältnismäßigkeit keinen Bestand haben. 
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Die Liste ist für den Landwirt, Forstwirt und Gärtner von Be-
deutung, der Pflanzenschutzmittel im eigenen Betrieb herstellen 
und anwenden will. Die erwerbbaren Mittel und Zubereitungen 
hierzu sind auf der jeweils geltenden Liste der BBA abschließend 
aufgeführt. Die Biologische Bundesanstalt nimmt Stoffe und Zu-
bereitungen gern.§ 6aAbs. 4 S. 2 PflSchG in die Liste auf, wenn 
keine Anhaltspunkte vorliegen, daß sie bei sachgerechter An-
wendung oder als Folge einer solchen Anwendung schädliche 
Auswirkungen, insbesondere auf die Gesundheit von Mensch 
und Tier, das Grundwasser und den Naturhaushalt, haben. Wirk-
stoffe und Zubereitungen sind folglich nicht in die Liste auf-
genommen worden, wenn begründete und nicht ausräumbare Be-
denken hinsichtlich der aufgezählten Schutzgüter bestanden. 
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Liste der Stoffe und Zubereitungen für die 
Herstellung von Pflanzenschutzmitteln zur 
Anwendung im eigenen Betrieb 
Darüber hinaus wurden auch solche Stoffe nicht aufgenom-
men, die auf Grund der regionalen Bedingungen für den Pflan-
zenschutz in Deutschland ohne Bedeutung sind, z. B. hydroli-
siertes Eiweiß und Diammoniumphosphat. Des weiteren sind mit 
Ausnahme von Lecithin solche Stoffe nicht aufgenommen wor-
den, die im Handel als zugelassene Pflanzenschutzmittel erhält-
lich sind und deren Selbstherstellung nicht die toxikologische 
Unbedenklichkeit wie auch ökotoxikologische Vertretbarkeit 
sicherstellt (Kupfer- und Schwefelpräparate, Kaliseife, Pyre-
thrine, Metaldehyd). Dies ist vor allem durch die fehlenden 
Kenntnisse über die Herstellung der geeigneten Präparate be-
gründet. Darüber hinaus kann nicht sichergestellt werden, daß 
die zum Schutz des Anwenders und des Naturhaushaltes edor-
derlichen Hinweise bekannt sind und beachtet werden. 
Mit Inkrafttreten des novellierten Pflanzenschutzgesetzes in der 
Fassung vom 14. Mai 1998 (BGB!. IS. 971, 1527, 3512)istnach 
§ 6a Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 Buchstabe b Pflanzenschutzgesetz 
(PflSchG) durch die Biologische Bundesanstalt für Land- und 
Forstwirtschaft eine Liste zu führen. Die Liste enthält Stoffe und 
Zubereitungen, die zu gewerblichen Zwecken oder im Rahmen 
sonstiger wirtschaftlicher Unternehmungen in den Verkehr ge-
bracht oder eingeführt worden sind und zur Herstellung und 
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln im eigenen Betrieb er-
worben werden dürfen. Voraussetzung für die Aufnahme in diese 
Liste ist nach § 6a Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 Buchstabe a PflSchG, daß 
die Stoffe und Zubereitungen in Anhang II Teil B (Pflanzen-
schutzmittel) der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des Rates vom 
24. Juni 1991 über den ökologischen Landbau, novelliert mit der 
Verordnung (EG) Nr. 1488/97 der Kommission vom 29. Juli 
1997 zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des 
Rates über den ökologischen Landbau, aufgeführt sind. 
Die erste „Bekanntmachung der Liste über Stoffe und Zube-
reitungen, die in Pflanzenschutzmitteln enthalten sein di.iden, die 
nach § 6a Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 Buchstabe b des Pflanzenschutz-
gesetzes für landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche oder gärt-
nerische Zwecke zur Anwendung im eigenen Betrieb hergestellt 
werden - vom 15. Oktober 1998 - ",ist im Bundesanzeiger Nr. 
214 vom 13. November 1998 auf Seite 16128 e1folgt. In der Vor-
bemerkung wird darauf hingewiesen, daß die sachgerechte An-
wendung der in der Liste aufgeführten Stoffe und Zubereitungen 
(Tabelle) ein hohes Maß an Fachwissen voraussetzt. Anwen-
Tab. 1. Liste über Stoffe und Zubereitungen, die in Pflanzenschutzmitteln enthalten sein dürfen, die nach § 6a Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 Buch· 
stabe b des Pflanzenschutzgesetzes für landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche oder gärtnerische Zwecke zur Anwendung im 
eigenen Betrieb hergestellt werden dürfen 
Bezeichnung 
Azadirachtin aus Azadirachta indica (Neembaum) 
Bienenwachs 
Gelatine 
Lecithin 
Ätherische pflanzliche Öle (z. B. Minzöl, Kienöl, Kümmelöl) 
und andere pflanzliche Lebensmittelöle (z. B. Rapsöl) 
Quassia aus Quassia amara 
Mikroorganismen: 
Baculoviren (Granuloseviren, Kernpolyederviren) 
Bacillus thuringiensis subsp. tenebrionis (B.t.t.) 
Beauveria bassiana 
Beauveria brongniartii (= B. tenel!a) 
Metarhizium anisopliae 
Peniophora gigantea 
Chondostereum purpureum 
Ethylen 
Kalialaun 
Kalksulfat (Calciumpolysulfid) 
Paraffinöl 
Kaliumpermanganat 
Quarzsand 
Beschreibung, Verwendungsvorschriften, besondere Hinweise 
Insektizid, anwendbar nur: 
auf Mutterpflanzen für die Erzeugung von Saatgut und auf Elternpflanzen 
für die Erzeugung von anderem Vermehrungsmaterial; bei Zierpflanzen 
Anwendung beim Baumschnitt 
Insektizid 
Fungizid 
Insektizid, Akarizid, Fungizid und Keimhemmstoff 
Insektizid, Repellent 
(Nur Aufbereitungen, keine genetisch veränderten Organismen im Sinne 
der Richtlinie 90/220/EWG des Rates) 
Insektizid 
Insektizid (gegen Blattkäfer, z. B. Erlenblattkäfer, Weidenblattkäfer usw.) 
Insektizid (gegen Borkenkäfer) 
Insektizid (gegen Maikäfer) 
Insektizid (gegen Rüsselkäfer und Borkenkäfer) 
Fungizid (gegen Rotfäule) 
Herbizid (gegen amerikanische Traubenkirsche) 
Nachreifung von Bananen 
Verzögerung der Reifung von Bananen 
Fungizid, Insektizid, Akarizid 
Nur für die Winterspritzung von Obstbäumen und Reben 
Insektizid, Akarizid 
Fungizid, Bakterizid 
Nur bei Obstbäumen und Reben 
Repellent 
Nachrichtenbl. Deut. Pflanzenschutzd. 51. 1999 
